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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Jahn (Münster), Dr. Jobst und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 


zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, Braun, 
Frau Stommei, Dr. Warnke, Frau Tübier, Blumenfeid, Dr. Jahn (Münster), Volmer, 
Vogt, Eiters (Wilhelmshaven), Pfeifer, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Köhler 
(Wolfsburg), Dr. Zimmermann, Biehle, Röhner, Dr. Jobst, Thürk, Vehar, 

Frau Verhülsdonk und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
- Drucksachen 7/1247, 7/2409 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Angesichts der immer stärkeren Auswirkungen von Bundes- 
gesetzen auf die Träger der gemeindlichen Selbstverwaltung ist 
eine verstärkte Mitwirkung kommunaler Vertreter bei der Vor- 
bereitung und Beratung von Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten des Bundes vorzusehen. 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, anstelle der bisher 
unverbindlichen Informationsmöglichkeit in Teil II, § 23 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien bin- 
dend festzulegen, daß bei der Vorbereitung von Gesetzes- 
entwürfen, Rechts Verordnungen und wichtigen Verwaltungs- 
vorschriften und Programmen, die die Belange der kommu- 
nalen Selbstverwaltung berühren, die kommunalen Spitzen- 
verbände rechtzeitig beteiligt werden. Hierzu soll die Bun- 
desregierung die entsprechenden Entwürfe rechtzeitig den 
kommunalen Spitzenverbänden zugänglich machen und mit 
ihnen in geeigneter Form erörtern. 

Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, bei der Vor- 
lage von Gesetzentwürfen, die für die kommunale Selbst- 
verwaltung bedeutsam sind, in der Begründung Stellung- 
nahmen der kommunalen Spitzenverbände dem Bundestag 
mitzuteilen. 

2. In den Ausschüssen des Deutschen Bundestages soll den 
Spitzenverbänden der Städte, Gemeinden und Kreise bei 
Vorlagen und Anträgen, die für die kommunale Selbstver- 
waltung bedeutsam sind, ein Informations- und Anhörungs- 
recht gegeben werden, das der Besonderheit ihrer Aufgabe 
entspricht. Hierbei ist insbesondere vorzusehen: 
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— Die kommunalen Spitzenverbände erhalten bei kommu- 
nalbedeutsamen Vorlagen Gelegenheit zur mündlichen 
Erläuterung ihrer Stellungnahme im federführenden Aus- 
schuß. 

— Wird eine Gesetzesvorlage von kommunaler Bedeutung 
im Laufe der Beratungen wesentlich geändert, so soll den 
kommunalen Spitzenverbänden Gelegenheit zur Ergän- 
zung ihrer Stellungnahme gegeben werden. 

— Die Ausschußberichte an den Deutschen Bundestag tei- 
len bei kommunalbedeutsamen Vorlagen die wesent- 
lichen Stellungnahmen der kommunalen Spitzenverbände 
besonders mit 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung wird beauftragt, einen Vorschlag für eine ent- 
sprechende Regelung dem Deutschen Bundestag vorzulegen. 


Bonn, den 6. November 1974 
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Begründung 

Die Gemeinden, Städte und Kreise sind Gebietskörperschaften 
mit der verfassungsrechtlichen Aufgabe, genau so wie Bund und 
Länder in ihrem Bereich das Wohl aller Bürger zu fördern. Ihre 
verfassungsrechtliche Stellung als Glieder des Staatsaufbaus 
unterscheidet die Gemeinden, Städte und Kreise grundlegend 
nicht nur von Interessen- und Standesvertretungen, sondern 
von allen gesellschaftlichen Institutionen, auch wenn diese als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts organisiert sind. 

Gesetze und Maßnahmen des Bundes wirken sich in zunehmen- 
dem Maße auf die kommunale Selbstverwaltung aus, bedürfen 
ihrer Verwaltungsleistung bei der praktischen Durchführung 
und belasten sie mit erheblichen Kosten. 

Eine stärkere Beteiligung der kommunalen Gebietskörperschaf- 
ten an der Vorbereitung der sie berührenden Gesetze und Maß- 
nahmen fördert zugleich die Praktikabilität der Rechts- und 
Verwaltungs Vorschriften. 
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